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1 7 0 . Verordnung: Studienordnung für die pädagogische Ausbildung von Lehramtskandidaten
1 7 1 . Verordnung: Befähigungsnachweis für das gebundene Gewerbe der Spediteure

1 7 0 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 31. März
1977 über die Studienordnung für die päd-
agogische Ausbildung für Lehramtskandi-

daten

Auf Grund der §§ 1 bis 5, 7, 9 und 10, 18,
20 und 21 des Bundesgesetzes vom 30. Juni 1971,
BGBl. Nr. 326, über geisteswissenschaftliche und
naturwissenschaftliche Studienrichtungen in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 280/1972
und 467/1974 in Verbindung mit den Bestim-
mungen des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 458/1972 wird im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Unter-
richt und Kunst verordnet:

Einrichtung

§ 1.(1) Die allgemeine pädagogische Ausbildung
für Lehramtskandidaten ist an den Geistes-
wissenschaftlichen Fakultäten der Universitäten
Graz, Innsbruck und Salzburg, an der Grund-
und Integrativwissenschaftlichen Fakultät der
Universität Wien, an der Universität für Bil-
dungswissenschaften Klagenfurt und an der
Sozial- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakul-
tät gemeinsam mit der Technisch-Naturwissen-
schaftlichen Fakultät der Universität Linz einzu-
richten.

(2) Die fachdidaktische Ausbildung ist an den
in den Studienordnungen für die einzelnen Stu-
dienrichtungen (Studienzweige) genannten Fa-
kultäten (Universitäten bzw. Hochschulen) ein-
zurichten.

(3) Zwecks Durchführung schulpraktischer
Lehrveranstaltungen sowie des Schulpraktikums
(§ 16 Abs. 7 Allgemeines Hochschul-Studien-
gesetz) ist das Einvernehmen mit den zuständigen
Schulbehörden herzustellen.

Aufgaben

§ 2. (1) Die pädagogische Ausbildung für
Lehramtskandidaten besteht aus

a) der allgemeinen pädagogischen Ausbildung,
b) der fachdidaktischen Ausbildung,
c) der schulpraktischen Ausbildung.

(2) Die allgemeine pädagogische Ausbildung
hat gleichermaßen den wissenschaftlichen Grund-
lagen und den pädagogisch-praktischen Erforder-
nissen der Berufsvorbildung zu dienen.

(3) Die fachdidaktische Ausbildung hat im be-
sonderen den Fragen der Vermittlung des fach-
lichen Wissensstoffes der gewählten Studienrich-
tungen (Studienzweige) als Unterrichtsgegen-
stände der höheren Schulen, ihrer Veranschau-
lichung und Erprobung zu dienen.

(4) Die schulpraktische Ausbildung umfaßt
schulpraktische Lehrveranstaltungen im Rahmen
der fachdidaktischen Ausbildung der gewählten
Studienrichtungen (Studienzweige) und ein Schul-
praktikum, das der allgemeinen pädagogischen
Ausbildung und der fachdidaktischen Ausbildung
zuzuordnen ist.

(5) Im Rahmen des Schulpraktikums sollen
die Studierenden das österreichische Schulwesen
und die Schulwirklichkeit an höheren Schulen
erkunden, selbst den Unterricht beobachten,
analysieren, vorbereiten und erteilen. Das Schul-
praktikum soll den Studierenden außerdem die
Möglichkeit geben, ihre pädagogische Eignung
selbst zu überprüfen.

(6) Bei der Erfassung der Studienpläne und
Durchführung der Lehrveranstaltungen ist auf
die Ausbildungsziele der wissenschaftlichen bzw.
der wissenschaftlich-künstlerischen Berufsvorbil-
dung für das Lehramt an höheren Schulen, ins-
besondere auf die Lehrpläne der höheren Schulen
Bedacht zu nehmen.

Inskription

§ 3. (1) Aus den Teilen der pädagogischen Aus-
bildung für Lehramtskandidaten gemäß § 2
Abs. 1 sind zu inskribieren:
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(2) Unbeschadet der Bestimmungen des § 10
Abs. 7 des Bundesgesetzes über geisteswissen-
schaftliche und naturwissenschaftliche Studien-
richtungen hat der ordentliche Hörer das Recht,
Lehrveranstaltungen der allgemeinen pädagogi-
schen und der fachdidaktischen Ausbildung im
Zusammenhang mit Teilen der schulpraktischen
Ausbildung schon im ersten Studienabschnitt als
Freifächer zu inskribieren. Solche Lehrveranstal-
tungen sind in den zweiten Studienabschnitt ein-
zurechnen. Prüfungen und Prüfungsteile über den
Stoff dieser Lehrveranstaltungen können schon
im ersten Studienabschnitt abgelegt werden.

(3) Im ersten Studienabschnitt inskribierte
Lehrveranstaltungen einführender Art, insbeson-
dere über Pädagogik, Didaktik, Psychologie,
Soziologie, sind in die pädagogische Ausbildung
der Lehramtskandidaten einzurechnen und dar-
über abgelegte Prüfungen oder Prüfungsteile an-
zuerkennen, soweit der Lehrstoff dieser Lehr-
veranstaltungen Teilen der pädagogischen Aus-
bildung entspricht. § 21 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes ist anzuwenden.

Studienpläne

§ 4. (1) Die allgemeine pädagogische Ausbil-
dung ist in einem besonderen Studienplan durch
eine für dieses Fachgebiet eingerichtete Studien-
kommission der betreffenden Universität für alle
Studienrichtungen (Studienzweige) der Lehramts-
studien gemeinsam zu regeln. Die Regelung der
fachdidaktischen Ausbildung einschließlich der
damit verbundenen schulpraktischen Lehrveran-
staltungen hat im Studienplan für die einzelne
Studienrichtung (Studienzweig) der Lehramts-
ausbildung zu erfolgen.

(2) Die Studienpläne haben vorzusehen, daß
unbeschadet der Bestimmung des § 10 Abs. 7 des
Bundesgesetzes über geisteswissenschaftliche und
naturwissenschaftliche Studienrichtungen der or-
dentliche Hörer die pädagogische Ausbildung im

zweiten Studienabschnitt absolvieren kann. Die
Rechte des ordentlichen Hörers gemäß § 3 Abs. 2
bleiben unberührt.

(3) Die Studienpläne haben vorzusehen, daß
unbeschadet der Bestimmung des § 10 Abs. 7
des Bundesgesetzes über geisteswissenschaftliche
und naturwissenschaftliche Studienrichtungen für
die Vorbereitung auf die Einführungsphase des
Schulpraktikums geeignete Teile der pädagogi-
schen Ausbildung schon im ersten Studienabschnitt
im Sinne des § 3 Abs. 2 inskribiert werden
können. Die Inskription solcher Lehrveranstal-
tungen ist im Studienplan zu empfehlen.

(4) Im Studienplan jeder Studienrichtung
(jedes Studienzweiges) der Lehramtsstudien ist
vorzusehen, daß das Schulpraktikum im ersten
Semester des zweiten Studienabschnittes be-
gonnen und bis zum Ende des zweiten Semesters
des zweiten Studienabschnittes abgeschlossen
werden kann.

Schulpraktikum

§ 5. (1) Die Zulassung zum Schulpraktikum
setzt die Absolvierung von vier einrechenbaren
Semestern aus den beiden gewählten Studien-
richtungen (Studienzweigen) bzw. aus der Stu-
dienrichtung „Biologie und Erdwissenschaften
(Lehramt an höheren Schulen)" voraus. Ferner
können die Studienpläne gemäß § 10 Abs. 3
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes den
Nachweis besonderer Vorkenntnisse für die In-
skription des Schulpraktikums bzw. für Teile des-
selben vorsehen.

(2) Das Schulpraktikum dauert zwölf Wochen.
Es besteht aus einer Einführungsphase in der
Dauer von vier Wochen (30 Stunden) und einer
Übungsphase in der Dauer von acht Wochen
(90 Stunden).

(3) Die Einführungsphase des Schulpraktikums
hat die Aufgabe, die Studierenden in die Unter-
richtspraxis nach Möglichkeit auch unter Ein-
satz audiovisueller Mittel einzuführen. Die Ein-
führungsphase ist im Wintersemester ,und im
Sommersemester vorzusehen und an der Uni-
versität unter Mitwirkung von Lehrern, die die
Betreuung der Studierenden während der
Übungsphase durchzuführen haben (§ 7 Abs. 2)
abzuhalten, wobei auch Unterrichtsbesuche an
Schulen durchzuführen sind. Die Einführungs-
phase ist durch Lehrveranstaltungen der allge-
meinen pädagogischen Ausbildung vorzubereiten
und zu begleiten. Als Lehrveranstaltungstypen
wenden insbesondere die im § 16 Abs. 1 lit. a
und c bis f des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes genannten in Betracht kommen.

(4) Die Übungsphase ist durch Lehrveranstal-
tungen der fachdidaktischen Ausbildung vorzu-
bereiten. Sie beginnt am Ende der Weihnachts-
ferien (§ 2 Abs. 4 lit. b Schulzeitgesetz, BGBl.
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Nr. 143/1964, in der geltenden Fassung) und ist
an der Schule zu absolvieren. Die Übungsphase
soll in Gruppen von nicht mehr als vier Stu-
dierenden abgehalten werden.

(5) In den Seminaren aus Fachdidaktik ist auch
auf die Ergebnisse des absolvierten Schulprakti-
kums Bezug zu nehmen.

§ 6. (1) Der ordentliche Hörer, der die Ab-
solvierung des Schulpraktikums anstrebt, hat sich
für das im nächsten Wintersemester beginnende
Schulpraktikum bis spätestens 31. Mai, für die
im Sammersemester beginnende Einführungs-
phase des Schulpraktikums bis spätestens 30. No-
vember bei der Universitätsdirektion der Uni-
versität an der die allgemeine pädagogische Aus-
bildung eingerichtet ist, anzumelden. Er ist be-
rechtigt, Anträge betreffend den Schulort zu
stellen, an dem er die Übungsphase des Schul-
praktikums zu absolvieren wünscht. Diesen An-
trägen ist nach Maßgabe der vorhandenen Mög-
lichkeiten in der Reihenfolge der Anträge zu
entsprechen.

(2) Der ordentliche Hörer ist berechtigt, das
Schulpraktikum

a) zur Gänze nach Maßgabe der Bestimmun-
gen des § 5 Abs. 3 und 4 in einem Semester
zu absolvieren oder

b) zunächst nur die Einführungsphase und
nach Inskription von Lehrveranstaltungen
der fachdidaktischen Ausbildung gemäß
§ 5 Abs. 4 die Übungsphase erst in einem
der folgenden Wintersemester zu absol-
vieren.

(3) Die Anmeldungen gemäß Abs. 1 und 2
sind im Dienstweg dem Bundesministerium für
Unterricht und Kunst vorzulegen. Die Vergabe
der Praktikumsplätze für die Übungsphase an
den höheren Schulen hat durch das Bundes-
ministerium für Unterricht (und Kunst zu er-
folgen. Die Universitätsdirektionen sind hievon
in Kenntnis au setzen.

(4) Das Schulpraktikum gilt nur dann als
ordnungsgemäß absolviert, wenn der ordentliche
Hörer während der Einführungsphase des Schul-
praktikums wenigstens an 25 und während der
Übungsphase wenigstens an 80 Stunden teilge-
nommen und während der Übungsphase Lehr-
übungen aus jeder der betreffenden Studienrich-
tungen (Studienzweige) absolviert hat, und zwar,
sofern die entsprechenden Unterrichtsgegen-
stände sowohl in der Unterstufe als auch in der
Oberstufe höherer Schulen vorgesehen sind, so-
wohl in der Unterstufe als auch in der Ober-
stufe. Andernfalls ist das Schulpraktikum wenig-
stens auf die geforderte Zahl von Stunden und
Lehrübungen zu ergänzen. Die unterrichtsfreie
Zeit im Sinne des Schulzeitgesetzes unterbricht
das Schulpraktikum. Die Zulassung zur Übungs-

phase setzt die erfolgreiche Teilnahme an der
Einführungsphase voraus. Die Beurteilung der
Einführungsphase und der Übungsphase des
Schulpraktikums erfolgt jeweils durch die Leiter
der Lehrveranstaltung.

§ 7. (1) Die Übungsphase des Schulpraktikums
ist an geeigneten öffentlichen oder mit Öffent-
lichkeitsrecht ausgestatteten höheren Schulen
durchzuführen, die vom Bundesministerium für
Unterricht und Kunst beistimmt wenden.

(2) Die Lehrer, die die Betreuung der Stu-
dierenden während des Schulpraktikums durchzu-
führen haben, sind Universitätslektoren gemäß
§ 38 Abs. 4 des Universitäts-Organisiations-
gesetzes, BGBl. Nr. 258/1975, bzw. Lehrbeauf-
tragte gemäß § 9 Abs. 1 Z. 4 des Kunsthochschul-
Organisationsgesetzes, BGBl. Nr. 54/1970, oder
Lehrbeauftragte gemäß § 3 lit. d des Akademie-
Organisationsgesetzes, BGBl. Nr. 237/1955. Die
in Betracht kommenden Lehrer werden vom
Bundesministerium für Wissenschaft und For-
schung im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Unterricht und Kunst den Universi-
täten (Hochschulen) bekanntgegeben. Die Ent-
scheidung über die Vergabe der Lehraufträge ist
dem Bundesministerium für Unterricht und
Kunst bekanntzugeben, das die erforderlichen
Dienstaufträge erteilt.

(3) Bei der Stellung von Anträgen auf Er-
teilung der remunerierten Lehraufträge für fach-
didaktische und schulpraktische Lehrveranstaltun-
gen, ist auf die Heranziehung von Lehrern, die
die Betreuung von Studierenden während des
Schulpraktikums übernommen haben, Bedacht
zu nehmen.

§ 8. Während des Schulpraktikums besteht An-
spruch auf Schulfahrtbeihilfen und Schülerfrei-
fahrt nach Maßgabe des Familienlastenausgleichs-
gesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, in der geltenden
Fassung.

Prüfung aus Pädagogik

§ 9. (1) Die Prüfung aus Pädagogik ist im
Rahmen des ersten Teiles der zweiten Diplom-
prüfung abzulegen.

(2) Voraussetzung für die Zulassung zur Prü-
fung aus Pädagogik bzw. zum letzten Teil der
Prüfung aus Pädagogik ist

a) die Inskription der im Studienplan für die
allgemeine Pädagogik vorgesehenen Lehr-
veranstaltungen,

b) die Absolvierung des Schulpraktikums,
c) die Ablegung einer Vorprüfung aus

„Erster Hilfe"; sie kann auch im ersten
Studienabschnitt abgelegt werden.

(3) Die Prüfung aus Pädagogik ist mündlich
abzulegen. Wenn die mündliche Ablegung wegen
der zu großen Zahl der Kandidaten und der zu
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geringen Zahl der Prüfer nicht möglich ist, ist
auf Beschluß des zuständigen Organs eine schrift-
liche Prüfung oder eine Prüfungsarbeit anzuord-
nen.

(4) Auf die Durchführung der Prüfung aus
Pädagogik sind die Bestimmungen des § 9 Abs. 3
bis 6 des Bundesgesetzes über geisteswissen-
schaftliche und naturwissenschaftliche Studien-
richtungen anzuwenden.

Sonderbestimmungen

§ 10. (1) Auf Studierende der Studienrichtung
„Philosophie, Pädagogik und Psychologie (Lehr-
amt an höheren Schulen)" ist hinsichtlich der all-
gemeinen pädagogischen Ausbildung § 3 Abs. 5
des Bundesgesetzes über geisteswissenschaftliche
und naturwissenschaftliche Studienrichtungen an-
zuwenden.

(2) In den Studienordnungen für die Studien-
richtungen Musikerziehung (Lehramt an höheren
Schulen), Instrumentalmusikerziehung (Lehramt an
höheren Schulen), Bildnerische Erziehung (Lehr-
amt an höheren Schulen), Werkerziehung (Lehr-
amt an höheren Schulen) und Textiles Gestalten
und Werken (Lehramt an höheren Schulen), ist
die in der fachdidaktischen Ausbildung zu in-
skribierende Zahl von Wochenstunden so festzu-
setzen, daß sie in jeder der gewählten Studien-
richtungen nicht unter zwölf und nicht über
18 Wochenstunden beträgt.

(3) Sofern dies im Hinblick auf die vorhande-
nen Praktikumsplätze möglich ist, kann die
Übungsphase des Schulpraktikums anstatt zu dem
im § 5 Abs. 4 vorgesehenen Zeitpunkt zu Anfang
des Monats Feber begonnen werden. Ein diesbe-
züglicher Antrag einer Universität (ist so recht-
zeitig beim Bundesministerium für Wissenschaft
und Forschung einzubringen, daß die organisa-
torischen Voraussetzungen mit dem Bundesmini-
sterium für Unterricht und Kunst und den zu-
ständigen Schulbehörden geschaffen werden kön-
nen.

Übergangsbestimmungen

§ 11. (1) Ist der Studierende in einer Studien-
richtung (einem Studienzweig) oder in beiden
Studienrichtungen (Studienzweige) gemäß § 45
Abs. 7 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
auf die neuen Studienvorschriften übergetreten,
so gilt dieser Übertritt auch für die pädagogische
Ausbildung der Lehramtskandidaten im Sinne
dieser Studienordnung. In diesem Fall werden
zurückgelegte Studien aus den pädagogischen
Studien für Lehramtskandidaten nach den bisheri-
gen Studienvorschriften in die vorgeschriebene
Studiendauer eingerechnet und alle abgelegten
Prüfungen anerkannt. Das Schulpraktikum ist
zu absolvieren, jedoch wird ein bisher absol-
viertes versuchsweises Schulpraktikum an höheren
Schulen auf das Schulpraktikum im Sinne dieser
Studienordnung eingerechnet.

(2) In den Studienjahren 1977/78 bis 1979/80
kann die im § 3 Abs. 1 lit. b vorgesehene Min-
deststundenzahl für die fachdidaktische Ausbil-
dung durch eine einzelne für die Studienrichtung
geltende Studienordnung auf vier Wochenstumden
herabgesetzt werden.

(3) Steht ein Lehrer, der Absolvent der Stu-
dienrichtung Instrumentalmusikerziehung (Lehr-
amt an höheren Schulen) ist, noch nicht als
Leiter des Schulpraktikums zur Verfügung so
ist die Übungsphase des Schulpraktikums von
den Studierenden dieser Studienrichtung zur
Gänze aus der Studienrichtung Musikerziehung
(Lehramt an höheren Schulen) abzulegen.

Firnberg

1 7 1 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 12. April
1977 über den Befähigungsnachweis für das

gebundene Gewerbe der Spediteure

Auf Grund des § 22 Abs. 3 und Abs. 8, des
§ 103 Abs. 1 lit. b und Abs. 2 und des § 352
Abs. 13 der Gewerbeordnung 1973, BGBl.
Nr. 50/1974, wird verordnet:

Erbringung des Befähigungsnachweises

§ 1. Die Befähigung für das gebundene Gewerbe
der Spediteure (§ 103 Abs. 1 lit. b Z. 44 GewO
1973) ist durch das Zeugnis über die erfolgreich
abgelegte Spediteurprüfung (§§ 2 bis 8) nachzu-
weisen.

Spediteurprüfung

§ 2. (1) Die Spediteurprüfung besteht aus einer
schriftlichen und einer mündlichen Prüfung. Der
Zeitraum zwischen dem Ende der schriftlichen
und dem Beginn der mündlichen Prüfung darf
zwei Stunden nicht unterschreiten und vier Wo-
chen nicht überschreiten.

(2) Die schriftliche Prüfung hat sich auf die
zur selbständigen Ausübung des Gewerbes der
Spediteure notwendigen betriebswirtschaftlichen
und beruflich-fachlichen Kenntnisse zu erstrecken
und je zwei im Zusammenhang mit internatio-
nalen Speditionsgeschäftsfällen stehende Prüfungs-
aufgaben aus folgenden Sachgebieten zu umfassen:

1. Schriftverkehr und Ausfertigung von Doku-
menten,

2. Zahlungsverkehr und Kreditwesen,
3. Kalkulation unter Heranziehung der ein-

schlägigen Tarife,
4. Kundenabrechnungen und innerbetriebliches

Rechnungswesen unter besonderer Berück-
sichtigung der Buchhaltung.

Die schriftliche Prüfung hat an zwei Tagen inner-
halb einer Kalenderwoche zu erfolgen. Die Er-
ledigung der auf jeden Prüfungstag entfallenden
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vier der insgesamt acht Prüfungsfragen muß vom
Prüfling in (drei Stunden erwartet werden kön-
nen; die Prüfung ist an beiden Prüfungstagen
jeweils nach vier Stunden zu beenden.

(3) Die mündliche Prüfung hat sich auf die zur
selbständigen Ausübung des Gewerbes der Spedi-
teure notwendigen betriebswirtschaftlichen und
beruflich-fachlichen Kenntnisse (Abs. 4) und
rechtlichen Kenntnisse (Abs. 5) zu erstrecken.
Sie darf außer in begründeten Ausnahmefällen
nicht kürzer als 30 Minuten und nicht länger als
eine Stunde dauern.

(4) Hinsichtlich der betriebswirtschaftlichen
und beruflich-fachlichen Kenntnisse sind Prü-
fungsfragen aus folgenden Sachgebieten zu stellen:

1. Funktionen und Organisation von Spedi-
tions- und Verkehrsunternehmen,

2. Handhabung aller einschlägigen Tarife,
3. Zahlungsverkehr, Kreditwesen, innerbetrieb-

liches Rechnungswesen,
4. Verkehrsgeographie,
5. Kenntnis der wichtigsten fremdsprachlichen

Fachausdrücke,
6. Speditions-, Transport- und Haftpflichtver-

sicherungswesen,
7. Arbeitshygiene und Unfallverhütung.

(5) Hinsichtlich der rechtlichen Kenntnisse sind
dem Prüfling Fragen aus folgenden Rechtsgebie-
ten zu stellen:

Steuerrecht, Zollrecht und Zollverfahrensrecht,
Arbeitsrecht einschließlich der Kollektivver-
träge, Sozialversicherungsrecht, Berufsausbil-
dungsrecht, Gewerberecht einschließlich der Or-
ganisation der Kammern der gewerblichen
Wirtschaft, Wettbewerbsrecht, Handelsrecht,
bürgerliches Recht, Allgemeine österreichische
Spediteurbedingungen, straßenverkehrs-, eisen-
bahn-, schiffahrts- und luftverkehrsrechtliche
Vorschriften, internationale Abkommen auf
dem Gebiete des Güterverkehrs (wie CIM,
CMR, ADR, AETR).

Prüfungskommission

§ 3. Eines der beiden weiteren Mitglieder
(§ 352 Abs. 5 letzter Satz GewO 1973) der Prü-
fungskommission muß in einem Beruf tätig sein,
für dessen Ausübung einschlägige Kenntnisse auf
dem Gebiete der Betriebswirtschaftslehre not-
wendig sind; das andere muß in einem Beruf tätig
sein, für dessen Ausübung einschlägige Kenntnisse
auf dem Gebiete der Rechtskunde erforderlich
sind.

Voraussetzungen für die Zulassung zur Spediteur-
prüfung

§ 4. Zur Spediteurprüfung ist zuzulassen, wer
durch Zeugnisse nachweist

1. den erfolgreichen Besuch

a) der Hochschule für Welthandel in Wien
entsprechend der Studien- und Prüfungs-
ordnung BGBl. Nr. 318/1930, oder

b) der rechtswissenschaftlichen, staatswissen-
schaftlichen, soziologischen, sozialwirt-
schaftlichen, sozial- und wirtschaftsstatisti-
schen, volkswirtschaftlichen, betriebs-
wirtschaftlichen, handelswissenschaftlichen
oder wirtschaftspädagogischen Studien-
richtung oder der Studienrichtung Wirt-
schaftsingenieurwesen — Bauwesen, Wirt-
schaftsingenieurwesen — Maschinenbau
oder Maschinenbau (Studienzweig Be-
triebswissenschaften) einer inländischen
Universität oder

c) einer Handelsakademie oder einer Son-
derform der Handelsakademie

und eine mindestens zweijährige, nicht im
Rahmen eines Lehrverhältnisses zurückge-
legte fachliche Tätigkeit im Gewerbe der
Spediteure, hievon muß mindestens ein Jahr
auf die Tätigkeit: bei einem Spediteur ent-
fallen, der sich laufend auch mit dem inter-
nationalen Speditionsgeschäft befaßt,

oder

2. die erfolgreiche Ablegung der Lehrabschluß-
prüfung im Lehrberuf Spediteur oder den
erfolgreichen Besuch einer Schule, durch den
die Lehrabschlußprüfung in diesem Lehr-
beruf auf Grund von Vorschriften gemäß
§ 28 des Berufsausbildungsgesetzes, BGBl.
Nr. 142/1969, ersetzt wird, und eine minde-
stens dreijährige, nicht im Rahmen eines
Lehrverhältnisses zurückgelegte fachliche
Tätigkeit im Gewerbe der Spediteure, hievon
müssen mindestens zwei Jahre auf die Tätig-
keit bei einem Spediteur entfallen, der sich
laufend auch mit dem internationalen Spe-
ditionsgeschäft befaßt,

oder

3. den erfolgreichen Besuch einer nicht unter
die Z. 2 fallenden höheren Schule und eine
mindestens vierjährige, nicht im Rahmen
eines Lehrverhältnisses zurückgelegte fach-
liche Tätigkeit im Gewerbe der Spediteure,
hievon müssen mindestens zwei Jahre auf
die Tätigkeit bei einem Spediteur entfallen,
der sich laufend auch mit dem internatio-
nalen Speditionsgeschäft befaßt.

Ansuchen um Zulassung zur Spediteurprüfung

§ 5. Dem Ansuchen um Zulassung zur Spedi-
teurprüfung sind anzuschließen:

1. die dem Nachweis des Vor- und Familien-
namens dienenden Urkunden,
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2. die zum Nachweis der Erfüllung der Voraus-
setzungen für die Zulassung erforderlichen
Belege und

3. der Nachweis über die Entrichtung der Prü-
fungsgebühr.

Ladung zur Spediteurprüfung

§ 6. Wenn der Prüfungswerber zur Spediteur-
prüfung zugelassen worden ist, ist er von der
Prüfungsstelle mindestens drei Wochen vor dem
Prüfungstermin zur Spediteurprüfung zu laden.
In der Ladung sind dem Prüfungswerber Zeit und
Ort der Spediteurprüfung sowie die Gegenstände
der Spediteurprüfung (§ 2) und die zur schrift-
lichen Prüfung mitzubringenden Unterlagen und
Hilfsmittel bekanntzugeben.

Prüfungsgebühr

§ 7. (1) Der Prüfungswerber hat als Kosten-
beitrag zur Durchführung der Spediteurprüfung
eine Prüfungsgebühr von S 800,— an die Prü-
fungsstelle zu entrichten. Wenn der Prüfungs-
werber die Prüfungsgebühr selbst zu tragen hat
und nachweist, daß die Entrichtung der Prü-
fungsgebühr in der angeführten Höhe wegen
seiner Einkommensverhältnisse oder Sorgepflich-
ten eine erhebliche wirtschaftliche Härte darstellt,
beträgt die Prüfungsgebühr S 300,—.

(2) Zur Bezahlung der Entschädigung an die
Mitglieder der Prüfungskommission hat die Prü-
fungsstelle neun Zehntel der Prüfungsgebühr
auf die Mitglieder der Prüfungskommission zu
gleichen Teilen aufzuteilen. Das verbleibende
Zehntel ist zur Abdeckung des durch die Ab-
haltung der Spediteurprüfung entstandenen son-
stigen besonderen Verwaltungsaufwandes zu ver-
wenden.

(3) Die Prüfungsgebühr ist dem Prüfungswer-
ber von der Prüfungsstelle zur Gänze zurückzu-
erstatten, wenn der Prüfungswerber

1. zur Spediteurprüfung nicht zugelassen wird,

2. spätestens zehn Tage vor dem Prüfungs-
termin die Bekanntgabe, vom Prüfungs-
termin zurückzutreten, eingeschrieben zur
Post gibt oder

3. nachweist, daß er an der termingemäßen
Ablegung der Spediteurprüfung ohne sein
Verschulden verhindert war.

Zeugnis

§ 8. Auf Grund des Beschlusses der Prüfungs-
kommission hat die Prüfungsstelle über die be-
standene Spediteurprüfung ein Zeugnis entspre-
chend der Anlage zu dieser Verordnung auszu-
stellen (§ 350 Abs. 6 GewO 1973).

Übergangsbestimmungen

§ 9. Als Nachweis der erfolgreich abgelegten
Lehrabschlußprüfung im Lehrberuf Spediteur
(§ 4 Z. 2) gilt auch der Nachweis der ordnungs-
gemäßen Beendigung des Lehrverhältnisses durch
das Lehrzeugnis oder den Lehrbrief, wenn eine
Lehrlingsprüfung zur Zeit der Beendigung des
Lehrverhältnisses nicht vorgesehen war.

Schlußbestimmungen

§ 10. Gemäß § 375 Abs. 1 GewO 1973 tritt die
unter der Z. 48 dieser Gesetzesstelle angeführte
Verordnung BGBl. Nr. 79/1954 mit Ablauf des
30. April 1977 außer Kraft.

§ 11. Diese Verordnung tritt mit 1. Mai 1977
in Kraft.

Staribacher
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Anlage

(§8)
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